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Beklagte‚ Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerino

Der 42„ Senat des Bundessozialgerichts hat am

20° Oktober 4974 ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesriohterin G e y s e r
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter . Dr° F r i e d e r i c h s‚
Bundesrichter B u r g e r ‚
Bundessozialrichter Dr„ S c h u p p und

Bundessozialriohter H a u s e n

‚für R€Cht erkannt:

Die Revisionen der Klägerin und der Beklagten gegen

das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—

berg vom 29„ September 4970 werden zurückgewiesenc

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„]
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Umstritten ist, ob die Klägerin Anspruch auf Hinterbliebenen—

rente aus der Versicherung ihres geschiedenen Ehemannes hat

(5 42 des Angestelltenversicherung5gesetzes —AVG —)o

Der Versicherte, von Beruf Ingenieur, ist im Dezember 1957

gestorben„ Im Dezember 1956 ist die Ehe mit der Klägerin
rechtskräftig

aus seinem Verschulden geschieden worden° Aus

der Ehe stammen drei Kinder, die 1941, 1944 und 1945 geboren

sind; 1948 ist ein nichteheliches Kind des Versicherten ge—

boren° Der Versicherte hat nicht wieder geheiratet° Die Klä—

gerin, die ehelichen Kinder und der Versicherte hatten in

einem Unterhaltsprozeß im Dezember 1952 vor dem Amtsgericht

einen Unterhaltsvergleich abgeschlossen° Darin hatte sich

der Versicherte, der damals arbeitslos war, verpflichtet,

die Familienzuschläge und nach Arbeitsaufnahme ein Drittel

seines monatlichen Nettoeinkommens an die Klägerin und die

Kinder abzuführen; er hatte in dem Vergleich auf die Erhe—

bung einer Abänderungsklage nach 5 525 der Ziv lprozeß—
ordnung (ZPO) verzichtet, “jedoch nur für den Fall seiner
Nichtwiederverheiratung“„ Er zahlte im April 1957 80 DM und

im August 1957 50 DM°

Der Versicherte war teils in Beschäftigungsverhältnissen,

teils freiberatend tätig° Er verdiente von Januar bis April

1955 insgesamt 2„400,— DM brutto, von Juni bis Dezember 1955

insgesamt 4„299,— DM, im Dezember 1956 600,— DM und von
Januar bis 8° Mai 1957 2„OOO,— DM° Nach einer Vereinbarung
mit einem Unternehmen von Dezember 1957 sollte er von Januar

1958 an als Berater gegen ein Honorar von monatlich 1„200,— DM

tätig werden°
Die Klägerin war von 1955 bis Ostern 1957 mit einem monatli—
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lichen Gehalt von 264938 DN brutto beschäftigt° Von Mai

bis November 4957 war sie in einem Schülerheim gegen monat—

lich 480,— DM netto bei freier Kost und Wohnung (brutto ca°

525 DM) beschäftigt„ Im November 4957 begann sie eine 4—se—

mestrige Ausbildung als technische Lehrerin° Die Studien— '

kosten wurden vom Land Hessen übernommen° Dazu erhielt sie

einen Zuschuß von monatlich 450‚— DMo .

Die Kinder befanden sich vom Dezember 4956 bis Dezember 4957

in einem Schülerheim° Die Kosten_wurden aus dem Bundesju—

gendplan bestritten°

Die Beklagte lehnte die Gewährung von Hinterbliebenenrente

an die Klägerin ab (Bescheid vom 200 März 4959)° Das Sozial—

gericht (SG) Stuttgart hat die Beklagte verurteilt‚ der
Klägerin Witwenrente vom 4° Juli4958 (Antragsmonat) an zu

gewähren (Urteil vom 46„ August 4967)„ Das Landessozialge—

richt (LSG) Baden—Württemberg hat das Urteil geändert und

die Klage insoweit abgewiesen, als das SG Witwenrente bis

50„
Juni 4965 zugesprochen hat; die Revision wurde zuge—

lassen (Urteil vom 290 September 4970)°

Das LSG hat den Anspruch der Klägerin für die Zeit seit

4° Juli 4965 nach 5 42 Satz 2 AVG bejaht: Der Versicherte

habe der Klägerin zur Zeit seines Todes bei seinen Ein—

kommens— und Vermögensverhältnissen keinen Unterhalt

leisten müssen„ Die Klägerin sei während des letzten

wirtschaftlichen Dauerzustandes vor dem Tode des Versicher—

ten unterhaltsbedürftig gewesen° Der letzte wirtschaft—

liche Dauerzustand sei der Zeitraum seit Mitte November

49579 als die Klägerin sich in Ausbildung befunden und

nur einen Unterhaltsbeitrag von monatlich 4505— DM bezogen

haben Bei der Bemessung des erforderlichen Mindestunter— '

halte der Klägerin sei von den Sozialhilferegelsätzen aus—

zugeheno Danach habe der Unterhaltsbedarf der Klägerin Ende
4957 etwa bei 2009— DM monatlich gelegen° Bei eigenen Ein—
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künften von 150‚— DM sei die Klägerin somit unterhaltsbe—
_

dürftig gewesen„
4Für die Zeit vor dem 10 Juli 4965 könne die Klägerin Hin—

terbliebenenrente nicht beanspruchen (@ 42 Satz 4 AVG)°

‘Der Versicherte habe nicht während des ganzen Jahres vor

seinem Tode Unterhalt tatsächlich gewährt° Er habe während

des letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes keinen Unterhalt

leisten müssen, da er nach seinen Einkommens— und Vermö—

gensverhältnissen dazu nicht in der Lage gewesen sei° Der

Anspruch könne nicht auf den Vergleich von Dezember 1952

als sonstigen Grund gestützt werden° Auch wenn damit der

Unterhalt für die Zeit nach der Scheidung habe geregelt

werden sollen, habe der Vergleich im maßgebenden Zeitraum

der Klägerin doch keinen Unterhaltsanspruch gewährt; denn

sie habe nach dem Vergleich zusammen mit den Kindern nur

Anspruch auf einen Bruchteil des Erwerbseinkommens des Ver—

sicherten gehabt° Der Versicherte sei aber ohne Erwerbsein—

kommen gewesen°

Die Klägerin und die Beklagte haben Revision eingelegt°

Die Klägerin hat beantragt,

das Urteil des LSG zu ändern und die Berufung

der Beklagten zurückzuweisen°

Die Beklagte hat beantragt‚

das Urteil des LSG zu ändern, das Urteil des
SG in vollem Umfang aufzuheben und die Klage

abzuweisen° »

Die Klägerin meint, das LSG habe zu Unrecht die Unterhalts—

fähigkeit des Versicherten während des letzten wirtschaft—

lichen Dauerzustandes verneint° Der Versicherte sei während

dieses Zeitraumes auf Grund des Vergleichs zum Unterhalt

_5._
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

verpflichtet gewesen° Er sei nur vorübergehend ohne Ein—

künfte gewesen; denn die Beratertätigkeit von Januar 4958

an sei schon vereinbart gewesen„

Die Beklagte bekämpft die Auffassung des LSG, die Zeit

von Mitte November 1957 bis zum Tode des Versicherten sei

der letzte wirtschaftliche Dauerzustand und die Klägerin

sei in dieser Zeit unterhaltsbedürftig geweseno Das LSG

habe die von vornherein gegebene Befristung der Ausbildung

zu Unrecht für rechtsunerheblich erachteto

Aber selbst wenn man den letzten wirtschaftlichen Dauer—

zustand vom Beginn der Ausbildung an rechne‚ bestehe kein

Anspruch auf Hinterbliebenenrente‚ weil die Klägerin in

dieser Zeit nur in geringfügigem Umfang unterhaltsbedürftig

gewesen sei° Im Unterhaltsrecht gebe es keine an den So—

zialhilfesätzen zu messende untere Grenze des Unterhalts—

bedarfs° Vielmehr habe der schuldige Ehemann den nach den

zur Zeit der Scheidung bestehenden Einkommens— und Vermö—

eensverhältnissen beider Ehegatten angemessene Unterhalt

zu gewähren‚ soweit die Einkünfte der Frau nicht ausreich—

ten„ Bei Heranziehung der Sozialhilfesätze wären nicht die

tatsächlichen Lebensverhältnisse maßgebend7 sondern bestimm—

te LebensVerhältnisse würden fingierto Dies widerspreche

dem Unterhaltsrecht° Zur Zeit der Scheidung hätten die

Klägerin und der Versicherte zusammen ein Einkommen von
etwa 800‚— DM netto gehabt° Unterhaltspflichten des Ver—

sicherten gegenüber minderjährigen Kindern seien zu berück—

sichtigeno Dann wären für den Versicherten und die Klägerin

480,— DM verblieben° Ein Drittel davon = 160‚— DM wäre als

angemessener Unterhalt der Klägerin zur Zeit der Scheidung

anzusehen„ Sie habe während der Ausbildung nur iO‚— DM
weniger erhalten„ Ein so geringer Unterhaltsanspruch könne

den Anspruch nach 5 42 AVG nicht auslösen°
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Für die Zeit bis 4° Juli 4965 könne ein Anspruch nicht auf
5 42 Satz 4 AVG gestützt werden° Der Vergleich von Dezem—

ber 4952 sei auf die Verhältnisse während der Ehe abge—
stellt gewesen° Zudem habe er nicht nur die Klägerin‚ son—
dern auch die Kinder begünstigt und die Leistungen nicht

bruchteilmäßig aufgeteilt° Der Anteil der Klägerin sei nur
geringfügig gewesen°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (@ 424 Abso2 des
Sozialgerichtsgesetzes eSGGe)O ‘

II

Die Revisionen der Klägerin und der Beklagten sind unbe—

gründet° Der Entscheidung des LSG ist im Ergebnis zuzu—
stimmen°

Das LSG hat zu Recht verneint, daß der Versicherte der
Klägerin im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet

hat° Die zwei Zahlungen im Jahre 4957 für die Klägerin und

die Kinder reichen zur Erfüllung der letzten Alternative

des % 42 Satz 4 AVG nicht aus°

Das LSG hat auch zu Recht die zweite Alternative des @42
Satz 4 AVG, daß der Versicherte zur Zeit seines Todes Unter-

halt aus "sonstigen Gründen" zu leisten hatte, als nicht

erfüllt angesehen° Der Unterhaltsvergleich ist nicht ein

"sonstiger Grund"° Aus dem Verzicht des Versicherten auf

eine Abänderungsklage bei Nichtwiederverheiratung kann ent—

nommen werden, daß der Vergleich auch die Zeit nach der

Scheidung umfassen sollte° Zwar kann ein Vollstreckungs—

titel einen sonstigen Grund bilden, weil er einen selbstän—

digen Vollstreckungsanspruch gegen den Staat begründet und
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vom materiell—rechtlichen Inhalt des verpflichtenden Titels

unabhängig ist (BSG 203 1)° Der Zusatz im Unterhaltsver—

gleich: ”Vorstehende Ausfertigung wird dem Kläger in Höhe

von DM 15‚—— monatlich zum Zwecke der Zwangsvollstreckung

erteilt“ erfaßt aber nur einen so geringen Betrag‚ daß er‚
selbst wenn er der Klägerin allein zustände, keinen Unterhalt

im Sinne des 5 42 AVGdarstellt (SozR Nr„ 26‚ 1+’I‚ 49 zu 5
1265 EVO)°

In dem Vergleich ist nicht eine besondere materiell—recht—

liche‚ vertragliche Regelung zu sehen9 die die gesetzliche

Unterhaltspflicht für Zeiten ausschließen sollte? in denen

der Versicherte weder Arbeitslosenunterstützung mit Familien—

zuschüssen noch Arbeitseinkommen erhielto Eine solche Ausle—

gung wäre gesetzwidrig; sie ließe außer Betracht, daß während

des Bestehens der Ehe die gesetzliche Unterhaltspflicht nach

5 4560 BGB unabdingbar ist° Zwar ist für die Zeit nach der
Scheidung eine vertragliche Regelung der Unterhaltspflicht

nach % 72 EheG möglich° In dem Vergleich wird aber insoweit

nicht ausdrücklich zwischen den Zeiten während des Bestehens

der Ehe und nach der Scheidung unterschiedena Aus dem Ver—

zicht auf eine Abänderungsklage für den Fall der Nichtwie—

derverheiratung kann nicht gefolgert werden‚ daß die Unter—

haltspflicht nach der Scheidung für Zeiten„ in denen der

Versicherte weder Arbeitslosenunterstützung noch Arbeits—

einkünfte bezog‚ überhaupt entfallen sollteo In dem Vergleich

sind lediglich die Art und die Höhe der Leistungen des Ver-

sicherten bei den üblichen Einkommensarten — Arbeitslosen-

unterstützung„ Arbeitsentgelt — geregelt„

Das LSG hat zu Recht auch einen Unterhaltsanspruch der Klä—

gerin nach der ersten Alternative des 5 42 Satz.? AVG ver—
neint° Danach muß der gesetzliche Unterhaltsanspruch im

letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem Tode des Ver—

SiCherten bestanden haben„ Es ist nicht rechtswidrig„daß das

LSG als letzten wirtschaftlichen Dauerzustand die Monate
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November und Dezember 4957 angesehen hat‚ nachdem die Klä—

gerin ihre Berufsausbildung begonnen hatte° Zwar ist die

Zeit der Berufsausbildung im Berufsleben einer Person nur

ein vorübergehender ZUStand° Damit ist er aber nicht da—

tumsmäßig fixiert‚ wie dies bei einem von vornherein be—
fristeten Arbeitsverhältnis der Fall ist° Wenn auch eine

Mindestdauer für die Ausbildung zu einem bestimmten Beruf

allgemein festgelegt ist? so ist doch im Einzelfall bei

Beginn der Ausbildung? zumal wenn sie erheblich länger als

ein Jahr dauern muß, nicht zu übersehen, ob sie in der

Nindestzeit beendet wird oder verlängert werden muß oder

sonstwie unterbrochen wird, so daß sie erst später abge—

schlossen werden kann° Diese Ungewißheit erlaubt es? die

Zeit der Berufsausbildung der Klägerin als wirtschaftlichen

Dauerzustand anzusehen° Während dieses letzten wirtschaft—

lichen Dauerzustandes konnte der Versicherte der Klägerin

mangels Einkommens oder Vermögens keinen Unterhalt leisteno

Deshalb besteht schon aus diesem Grund kein Unterhaltsan—

spruch der Klägerin° Es kommt für 5 42 Satz 4 AVG nicht
weiter darauf an‚ ob sie unterhaltsbedürftig war°

Dem LSG ist zuzustimmen, daß es einen Rentenanspruch der

Klägerin nach 5 42 Satz 2 AVG vom 4° Juli 4965 an bejaht

hat° Danach ist Satz 4 des 5 42 AVGanzuwenden- die Nichtf

'
gewährung von Witwenrente vorausgesetzt — wenn eine Unter—

haltsverpflichtung wegen der Vermögens— oder Erwerbsver—

hältnisse des Versicherten nicht bestanden hat? d„h° wenn

ein Anspruch der Geschiedenen nach Satz 4 nur aus dem Grund
nicht besteht, weil der Versicherte nicht unterhaltsfähig

war° Diese Voraussetzung ist hier erfüllt° Die Unterhalts-

fähigkeit des Versicherten ist gemäß @ 58 EheG 4946 nach
den Lebensverhältnissen, d„h° nach Beruf— und Einkommensver—

hältnissen beider Ehegatten zur Zeit der Scheidung zu be—

urteilen° Danach richtet sich der Anspruch der geschiedenen

Frau auf angemessenen Unterhalto Verpflichtungen des Ver—

sicherten‚ die nach 5 59 EheG zu berücksichtigen wären?

...9...
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können bei 5 42 Satz 2 AVG nicht berücksichtigt werden; denn

eine Unterhaltsunfähigkeit des Versicherten‚ die sich bei

Anwendung des 5 59 EheG ergeben würde‚ soll bei Satz 2 des

5 42 AVG gerade keine Rolle spielen„ Es wird vielmehr unter—'

stellta daß der Versicherte unterhaltsfähig nach 5 58 EheG
wäre (vgl° Zimmer, Rentenversicherung der Arbeiter und Ange-

stellten, 2„ Auflo9 Anm„ 15 zu 5 1265 RVO)„

Zur Zeit der Scheidung im Dezember 1956 hatten der Versicher—

te und die Klägerin ein Einkommen von monatlich zusammen ca°
800‚— DM netto° Als angemessener Unterhalt der Ehefrau wird

ein Anteil am Gesamteinkommen von etwa 4/5 bis 5/7 angesetzt°

Dies wären hier etwa 265‚—— bis 540‚—— DM„ Darauf ist das

eigene Einkommen der Klägerin zur Zeit des Todes des Ver—

sicherten anzurechnen° Dabei bleibt nach Abzug des Zuschusses

von monatlich 4503—— DM andie Klägerin im letzten wirtschaft—

lichen Dauerzustand noch ein so erheblicher Betrag als Anspruch

auf angemessenen Unterhalt offen7 daß er Unterhalt im Sinne

des % 42 AVG9 d„h° etwa 25 V„Ho des Gesamtbedari‘s9 darstellt°
Somit war die Klägerin zur Zeit des Todes des Versicherten

unterhaltsbedürftigo

Die Revision der Beklagten ist deshalb nicht begründet°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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